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Satzung
der Stadt Oldenburg (Oldb)
über die Erhebung einer Getränkesteuer
(Getränkesteuersatzung)
vorn 24. April 1987

Aufgrund der $$ 6 und 83 der Niedersächsischen
Gemeindeordnung und der $$ t,  Z und 3 des Nieder-
sächsischen Kommunalabgabengesetzes in der Fas-
sung vom 5. März 1986 (Nds. GVBI. S. 80) hat der Rat
der Stadt Oldenburg (Oldb) folgende Satzung be-
schlossen:

s 1
Allgemeines

Die Stadt erhebt nach Maßgabe dieser Satzung eine
Getränkesteuer.

$ 2
Steuergegenstand

Die entgelt l iche Abgabe alkoholischer Getränke
zum Verzehr an Ort und Stel le, insbesondere in Gast-
und Schankwirtschaften und an sonstigen Stätten, wo
derartige Getränke entgeltlich verabreicht werden,
unterl ieEt einer Steuer nach Maßgabe dieser Satzung.

s 3
BefreiunEen

Steuerfrei bleibt die Abgabe von Getränken durch

Altenheime,
Altenwohnheime,
Pflegeheime und gleichartige
Krankenhäuser,
Einrichtungen der beruflichen
Strafvollzugsanstalten.

Einrichtungen,

Rehabilitation.

$ 4

Steuersatz

Die Steuer beträgt 10 v. H. des Entgelts (Kleinhan-
d.elspreises) für die gemäß $ 2 steuerpfl icht igen
Getränke.

Entgelt ist,  was dem Verbraucher für das Getränk
u,r'r""Äli"ßli"h der Getränkesteuer in Rechnung
gestellt wird.

s 5
Steuerschuldner

Steuerschuldner ist, wer nach $ 2 steuerpflichtige
Getränke zum Verzehr an Ort und Stelle entgeltlich
abgibt.

s 6
Entstehung des Steueranspruchs

Der Steueranspruch entsteht mit dem Zeitpunkt der
Abgabe der Getränke.

s 7
Veranlagung und Fälligkeit

(1) Der Steuerpfl icht ige hat bis zum 10. Tag eines
jeden Monats die Getränke, fürdie im vergangenen
Monat eine Steuerschuld entstanden ist,  auf einer
von der Stadt vorgeschriebenen Steueranmeldung
nach Art,  Menge und Kleinhandelspreisen anzuge-
ben und gleichzeit igdie selbsterrechnete Steuer zu
entrichten. In begründeten Fällen kann die Stadt
die Abgabe von vierteljährlichen Anmeldungen
zulassen.

(2) Die Steueranmeldung gi l t  mit Eingang
Stadt als Steuerfestsetzung. Die Widerspr
beginnt mit dem auf die Festsetzung fol
Tae.

(3) Ein förmlicher Steuerbescheid wird nur
wenn die Stadt einen anderen Steuerbetrag ä
Steuerpfl icht ige errechnet. Mehrbeträge si
nerhaib von 2 Wochen zu entr ichten. Mi
träge werden verrechnet oder erstattet.

(4) Die Stadt kann die Steuerschuld schätzen,
der Steuerpfl icht ige die ihm obl iegenden Pfl
nicht, nicht rechtzeit ig oder nicht vo
erfül l t .  In diesen Fäl len ist der Steuerbetrag bi
2 Wochen nach Erhalt des Steuerbescheides zu
Ien.

$ 8
Buchführungs- und Aufzeichnungspf lichten

(1) Der Steuerschuldner ist zur Führung eines W
eingangsbuches, eines Warenausgan gqbuches,ü
eines Preisverzeichnisses verpfl ichtet. Ware
gangsbuch und Warenausgangsbuch können ai i
mit anderen Büchern verbunden werden. Bu
rende Gewerbetreibende brauchen kein bes
Wareneingangsbuch und Warenausgangsbuch
führen, wenn der Wareneingang und der Wa.r€
ausgang in der Buchführung gesondert au
zeichnet wird. Die Aufzeichnungen in den
und in der Buchführung müssen so besch
sein, daß aus ihnen die für die Getränkesteuer
wendigen Eintragungen - gesondert für jet

Getränkeart - ohne Schwierigkeiten innerh
angemessener Zeit ermittelt  und überprüft we
können.

(2) Das Wareneingangsbuch hat mit der Eintragu
des bei Inkrafttreten der Steuersatzung oder
Betr iebseröffnung vorhandenen Bestandes
steuerpfl icht igen Getränke zu beginnen. Für
weitere Lieferung steuerpfl icht iger Getränke i
das Datum der Rechnung, der Name des Liefere
die handelsübl iche Bezeichnung der Ware sow
deren Menge und Preis einzutragen.

(3) Das Warenausgangsbuch muß Angaben über di
tägliche vereinnahmten Entgelte, gesondert füf;
jede Getränkeart,  enthalten. Das in der abzugeb*1
nen Steueranmeldung ($ 7) erklärte Entgelt muß;
mit den Endzahlen im Warenausgangsbuch über:-. ;
einst immen.

(4) Das Preisverzeichnis hat den Verkaufspreis iede+r
Getränkeart nach den verschiedenen Maßeinhei:r,
ten zu enthalten. Es ist durch regelmäßige Ergän-:
zungen, soweit dies durch Preisänderungen not:
wendig wird,lauf dem laufenden zu halten.

s e
Steueraufsicht

(1) Die Betr iebs- und Lagerräume des Steuerschuld-
ners unterl iegen der Steueraufsicht der Stadt.

(2) Der Steuerschuldner hat die nach $ 8 erforderl i-
chen Aufzeichnungen, Belege und Schrif tstücke
für die Dauer der nach der Abgabenordnung gel-
tenden Ordnungsvorschrif ten für die Aufbewah-
rung von Unterlagen aufzubewahren und jederzeit
zur Überprüfung durch die Stadt bereitzuhalten.

s 1 0
Vereinbarung

Die Stadt kann mit dem Steuerschuldner Vereinba -

rungen über die zu entr ichtende Steuer (2. B. über ihre
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Berechnung, Fäl l igkeit ,  Erhebung, Pausehalierung)
treffen, soweit diese die Besteuerung vereinfachen

jr,  und das steuerl iche Ergebnis bei dem Steuerschuld-
'ner nicht wesentl ich verändert.

$  1 1

Ubergan gsvorschriften

.' Wer beim Inkrafttreten dieser Satzung im Sinne des
r'5,2 Getränke abgibt, hat dies spätestens zehn Tage
,nach Veröffentl ichung dieser Satzung bei der Stadt

lrunter Angabe der Betr iebs- und Lagerräume schrif t-
l ich anzumelden.

s 1 2
Inkrafttreten

Diese Getränkesteuersatzung tritt am 1. Juli 1987 in
Kraft.

.:Oldenburg (Oldb), den 24. April 1987

::Stadt Oldenburg (Oldb)
r:-i l-

In Vertretupg
Otter
Stadtdirektorrgermeister

Satzung
der Stadt Oldenburg (Oldb)
über die Festsetzung
der Realsteuerhebesätze für 1987
vom 24. Apri l  1987

i\ufgrund der $$ 6 und 83 der Niedersächsischen
meindeordnung, des $ 25 des Grundsteuergesetzes

des $ 16 des Gewerbesteuergesetzes hat der Rat
Stadt Oldenburg (Oldb) folgende Satzung be.

Hebesätze für die Realsteuern für das Haus-
jahr 1987 werden wie folgt festgesetzt:

rundsteuer

) für Betr iebe der Land- und
Forstwirtschaft (Grundsteuer A)

b) für Orundstücke (Grundsteuer B)

rbesteuer

rg (Oldb), den 24.

27O v. H.

340 v. H.

380 v. H.

Oldenburg (Oldb)

rgermeister

April 1987

In Vertretung
Otter
Stadtdirektor

.satzung
der Stadt Oldenburg (Oldb)
,zur Anderung der Satzung
über die Erhebung der Vergnügungssteuer
'(Vergnügungs steuersatzung)
vom 24. April 1987

Aufgrund der $$ 6 und 83 cler Niedersächsischen
Gemeindeordnung und der $$ t,  Z und 3 des Nieder-

.sächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in
oer Fassung vom 5. März 19BG (Nieders. GVBI. S. B0)
hat der Rat der Stadt Oldenburg (Oldb) folgende Sat-

. zung beschlossen:
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Artikel | ,

Die Satzung der Stadt Oldenburg (OIdb) über die
Erhebung der Vergnügungssteuer (Vergnügungs-
steuersatzung) vom 20. Dezember 1985 wird wie folgt
geändert:

$ I -'Pauschsteuer nach festen Sätzen -- erhält fol-
gende Fassung:

,,Für den Betr ieb von Spiel-,  Geschickl ichkeits- und
Unterhaltungsapparaten und -automaten ($ 1 Nr. 5)
beträgt die Steuer für jeden angefangenen Kalender-
monat

1. für Geräte mit Gewinnmöglichkeit

a) bei Aufstel lung in Gaststätten,
Kantinen od. ähnl. Räumen 60,- DM je Gerät

b) bei Aufstellung in
Spielhal len 90,- DM je Gerät

2. für Geräte ohne Gewinnmöglichkeit
mit Ausnahme der Geräte zur mechanischen
Musikwiedergabe 15,- DM je Gerät

3. für Geräte zur mechanischen
Musikwiedergabe 15,- DM je Gerät"

Artikel 2

Diese Satzung tritt am

Oldenburg (Oldb), den 24.

Stad t  O ldenburg ' (Ordb) '

Milde
Oberbürgermeister

o

1. Juli 1987 in Kraft.

April 1987

In Vertretung
Otter
Stadidirektor

Verordnung
der Stadt Wilhelmshaven
über die Freigabe
eines zusätzlichen verkaufsoffenen Sonntags
nach dem Ladenschlußgesetz

Aufgrund des $ 14 Absatz 1 des Gesetzes über den
Ladenschluß vom 28. 11. 1956 (BGBI. I .  Seite 875)
zuletztgeändert durch das Gesetz zur Anderung wirt-
schafts-, verbraucher-, arbeits- und sozialrechtl icher
Vorschrif ten vom 25. 7. 1986 (BGBl. I ,  Seite 1169) in
Verbindung mit der Verordnung über die Regelung
von Zuständigkeiten im Gewerbe- und Arbeitsschutz-
recht sowie in anderen Rechtsgebieten vom 25. 5. 1985
(GVBI. S. 119) zuletzt geändert durch Verordnung
vorr.24.7. 1986 (GVBI. S. 289) hat der Verwaltungsaus-
schuß in seiner Sitzung am 7. April 1984 folgende
Verordnung beschlossen:

s 1
Anläßlich des am 17.5..1987 in Wilhelmshaven statt-

f indenden Volksfesteb,,Wilhelmshaven macht auf"
dürfen arn 17.5. 198? öe Verkaufsstel len im gesamten
Bereich der Stadt Wilhelmshaven in der Zeit von 13.00
bis 17.00 Uhr zum geschäftlichen Verkehr mit den
Kunden geöffnet sein.

$ 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf-

fentlichung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk
Weser-Ems in Kraft.

Wilhelmshaven, 13. April 1987

Stadt Wilhelmshaven

Menzel
Oberbürgermeister

o

In Vertretung
Prottengeier
Stadtbaurat


